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Sachverhalt

Die Bf. reiste im Jahre 2000 als Asylsuchende von Sierra 
Leone nach Großbritannien ein. Obwohl ihr Asylantrag 
abgelehnt wurde, wurde ihr zunächst eine befristete, im 
Jahre 2005 dann eine unbefristete Aufenthaltsbewilli-
gung erteilt. Daraufhin beantragte sie das Nachfolgen 
ihres 1994 geborenen Sohnes. Dieser erhielt 2007 nach 
seiner Einreise eine Aufenthaltsbewilligung mit der 
Bedingung, dass er keinen Anspruch auf öffentliche Mit-
tel habe. Wie die Bf. wurde er als »der Einwanderungs-
kontrolle unterworfen« iSd. Asylum and Immigration Act 
1996 eingestuft.

Zum Zeitpunkt der Einreise ihres Sohnes hatte die Bf. 
ein Zimmer in einem Privathaus angemietet. Allerdings 
war ihr Vermieter nicht bereit, auch noch ihren Sohn 
unterzubringen, und forderte kurz nach dessen Ankunft 
den Auszug von beiden bis 31.3.2007. Die Bf. suchte am 
9.2.2007 um Unterstützung beim Londoner Stadtbezirk 
Southwark an, da sie ungewollt obdachlos geworden sei. 
Eine ungewollt obdachlose Person mit einem minder-
jährigen Kind wird gewöhnlich als dringend bedürftig 
gemäß Art. 189 Housing Act 1996 eingestuft, und daher 
mit einer angemessenen Unterkunft – üblicherweise im 
selben Bezirk – unterstützt. Derartige Personen müs-
sen bei der Zuweisung von Sozialwohnungen bevorzugt 
behandelt werden. Aufgrund der signifikanten Woh-
nungsknappheit in London erfolgt eine Unterbringung 
im Allgemeinen zunächst vorübergehend bis eine ange-
messene Sozialwohnung verfügbar ist. Da der Sohn der 
Bf. jedoch der Einwanderungskontrolle unterworfen 
war, wurde er bei der Entscheidung, ob auch die Bf. drin-
gend bedürftig sei, nicht berücksichtigt. Am 14.3.2007 
entschied die Bezirksverwaltung daher, dass sie kei-
nen dringenden Bedarf und somit keinen Anspruch 
auf Unterbringung habe. Die Bf. beantragte eine Über-
prüfung dieser Entscheidung. Diese wurde jedoch am 
24.5.2007 bestätigt. 

Die Bezirksverwaltung unterstützte die Bf. dabei, ein 
Mietverhältnis im privaten Bereich im September 2007 
zu finden, womit sie sich einverstanden zeigte. Sie und 
ihr Sohn waren folglich zu keinem Zeitpunkt tatsächlich 
obdachlos. Die private Mietwohnung war jedoch teu-
rer als eine Sozialwohnung, lag außerhalb des Bezirks 
Southwark und somit weit von der bisherigen Arbeits-
stelle der Bf. und der Schule ihres Sohnes entfernt. Die 
Bf. brachte vor, dass sie nach drei Monaten als Pendler 
ihren Arbeitsplatz aufgeben musste, da sie den erforder-
lichen Arbeitsweg nicht mehr bewältigen konnte und ihr 
Sohn täglich vier Stunden für den Schulweg benötigte.

Aufgrund eines Platzes auf der Warteliste für eine 
Sozialwohnung in Southwark erhielt die Bf. im März 
2009 ein Angebot für eine Ein-Zimmerwohnung, in die 
sie mit ihrem Sohn einzog.

Rechtsausführungen

Die Bf. behauptet eine Verletzung von Art. 14 EMRK (Dis-
kriminierungsverbot) in Verbindung mit Art. 8 EMRK 
(Recht auf Achtung des Privat und Familienlebens).

I. Zulässigkeit

Die Beschwerde ist weder offensichtlich unbegründet 
noch aus einem anderen Grund unzulässig und wird 
daher für zulässig erklärt (einstimmig).

II.  Zur behaupteten Verletzung von Art. 14 iVm. Art. 8 
EMRK

Die Bf. bringt vor, dass sie unzulässigerweise diskri-
miniert wurde, indem sie nicht als dringend bedürftig 
bezüglich einer Unterkunft im Falle drohender Obdach-
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losigkeit eingestuft, ihr keine angemessene Priorität für 
eine Sozialwohnung eingeräumt und sie bis zur Verfüg-
barkeit einer entsprechenden Wohnung nicht mit einer 
vorläufigen Unterkunft unterstützt wurde.

1. Allgemeine Grundsätze

Art. 14 EMRK ergänzt die Garantien der Konvention und 
ihrer Zusatzprotokolle, ihm kommt jedoch keine eigen-
ständige Bedeutung zu, da er ausschließlich in Verbin-
dung mit den in der Konvention garantierten Rechten 
und Freiheiten anzuwenden ist. Es ist nicht zwingend 
erforderlich, dass ein Konventionsrecht verletzt ist. Aus-
reichend – und auch erforderlich – ist, dass der Sachver-
halt in den Regelungsbereich eines oder mehrerer Kon-
ventionsrechte fällt. 

Der GH hat bereits festgestellt, dass nur unterschied-
liche Behandlungen aufgrund einer feststellbaren per-
sönlichen Eigenschaft oder eines »Status« geeignet sind, 
einer Diskriminierung iSd. Art. 14 EMRK gleichzukom-
men. Darüber hinaus ist erforderlich, dass zwei Sachver-
halte von Personen in gleichen oder im Wesentlichen 
ähnlichen Situationen ungleich behandelt werden. Dies 
bedeutet eine Diskriminierung, wenn keine objektive 
und begründete Rechtfertigung besteht, kein legitimes 
Ziel verfolgt wird oder die Zweck-Mittel-Relation unver-
hältnismäßig ist. 

2. Anwendung im vorliegenden Fall

Grundsätzlich besteht kein Recht iSd. Art. 8 EMRK auf 
Bereitstellung einer Unterkunft. Für den Fall, dass ein 
Vertragsstaat jedoch eine solche Leistung vorsieht, 
muss er dies in Übereinstimmung mit Art. 14 EMRK 
tun. Die im vorliegenden Fall angefochtene Gesetzge-
bung berührt offensichtlich Wohnsituation und Fami-
lienleben der Bf. und ihres Sohnes, da sie sich auf den 
Anspruch auf Unterkunftsunterstützung bei einer 
Gefahr von Obdachlosigkeit ausgewirkt hat. Aus diesem 
Grund bejaht der GH, dass der vorliegende Fall im Gel-
tungsbereich des Art. 8 EMRK liegt. Der GH muss somit 
prüfen, ob eine unzulässige Diskriminierung iSd. Art. 14 
EMRK auf Seiten der Bf. vorliegt. 

Der GH ist der Meinung, dass der Grund, aus dem die 
Bf. im Vergleich zu einer anderen Person in einer rela-
tiv vergleichbaren Situation unterschiedlich behan-
delt wurde, der Aufenthaltsstatus ihres Sohnes war. 
Diesem wurde die Einreise nach Großbritannien unter 
der ausdrücklichen Bedingung gewährt, dass er keinen 
Anspruch auf öffentliche Mittel haben würde. Es ist die-
ser bedingte Rechtsstatus, aus dem die unterschiedliche 
Behandlung der Bf. resultiert, und nicht die Tatsache, 
dass ihr Sohn Staatsangehöriger Sierra Leones ist.

Der GH teilt nicht die Ansicht der Regierung, dass 
der Aufenthaltsstatus keinen Unterscheidungsgrund 

gemäß Art. 14 EMRK bilden könne, da er ein Rechtssta-
tus und keine persönliche Eigenschaft sei. Wie jüngst 
anerkannt, stellt der Wohnsitz einer Person einen 
Aspekt einer persönlichen Eigenschaft im Geltungsbe-
reich des Art. 14 EMRK dar, obwohl eine Person ihren 
Wohnsitz frei wählen kann und dieser kein unverän-
derliches persönliches Merkmal ist. Ebenso beinhal-
tet der Aufenthaltsstatus – sofern er keinen Flüchtlings-
status mit sich bringt – insofern eine Wahlmöglichkeit, 
als die betroffene Person sich dafür entschieden hat, 
in einem Land wohnhaft zu sein, dessen Staatsangehö-
rigkeit sie nicht besitzt. Der GH sah somit stillschwei-
gend den Aufenthaltsstatus als möglichen Unterschei-
dungsgrund im Geltungsbereich des Art. 14 EMRK an. 
Er erinnert an seine bisherigen Feststellungen, dass 
eine große Bandbreite persönlicher Eigenschaften, die 
nicht als »persönlich« im Sinne von unveränderbar oder 
angeboren zu bezeichnen sind, einen »sonstigen Sta-
tus« gemäß Art. 14 EMRK darstellen kann. Die Tatsache, 
dass der Aufenthaltsstatus ein vom Gesetz geschaffener 
Status ist, verhindert nicht, unter den Begriff »sonstiger 
Status« iSd. Art. 14 EMRK gereiht zu werden. Im vorlie-
genden Fall, und in vielen anderen möglichen Fallkons-
tellationen, resultiert eine große Bandbreite rechtlicher 
und anderer Auswirkungen aus dem Aufenthaltsstatus 
einer Person. 

Bei der Festsetzung der Reichweite des Ermessens-
spielraums, der den Vertragsstaaten zugestanden wird, 
ist der Status, auf dem die Unterscheidung beruht, 
besonders zu beachten. Wie bereits erwähnt ist der Auf-
enthaltsstatus kein angeborenes oder unveränderba-
res Merkmal wie das Geschlecht oder die Rasse, son-
dern einer Wahlmöglichkeit zugänglich. Im Fall der Bf. 
wurde ihr kein Flüchtlingsstatus zuerkannt, als sie nach 
Großbritannien als Asylsuchende einreiste. Somit kann 
sie nicht als eine Person bezeichnet werden, die sich in 
einem Vertragsstaat als Flüchtling aufhielt, weil sie nicht 
in ihr Geburtsland zurückkehren konnte. Zudem ent-
schied sie später, ihren Sohn nachfolgen zu lassen. Im 
Hinblick auf die dem Aufenthaltsstatus innewohnende 
Wahlmöglichkeit muss eine Rechtfertigung daher nicht 
so gewichtig – wenn auch objektiv und begründet – aus-
fallen wie beispielsweise im Falle einer Entscheidung, 
die auf der Staatsangehörigkeit basiert. Da die Thematik 
dieses Falles – die Bereitstellung von Unterkünften für 
Bedürftige – überwiegend sozio-ökonomischer Natur 
ist, ist der Ermessensspielraum der Regierung relativ 
weit. 

Für den Fall, dass kein ausreichendes Angebot zur 
Befriedigung der Nachfrage verfügbar ist, wird es als 
legitim angesehen, Kriterien aufzustellen, nach denen 
eine Leistung wie eine soziale Unterkunft zur Verfügung 
gestellt wird, soweit diese nicht willkürlich oder diskri-
minierend sind. Jedes Sozialsystem muss, um funktions-
fähig zu sein, eine eindeutige Kategorisierung zur Unter-
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scheidung verschiedener Gruppen Bedürftiger besitzen. 
Staaten sind berechtigt, zwischen verschiedenen Kate-
gorien von sich auf ihrem Hoheitsgebiet aufhaltenden 
Ausländern zu differenzieren und den Zugang bestimm-
ter Kategorien von Ausländern zu sogenannten »Res-
sourcen-hungrigen öffentlichen Diensten«, zu denen 
auch die soziale Unterbringung gehört, zu begrenzen. 

Art. 185 Housing Act 1996 legt eindeutig diejenigen 
Personen fest, die einen Anspruch auf soziale Unterbrin-
gung bzw. Unterstützung im Falle drohender Obdach-
losigkeit haben, und welche nicht berücksichtigt wer-
den. Diese Klassifizierungen können nicht als willkürlich 
oder diskriminierend angesehen werden. Personen mit 
einem feststehenden Recht, sich in Großbritannien auf-
zuhalten, wie beispielsweise Flüchtlinge oder solche mit 
einer permanenten, bedingungslosen Aufenthaltsbewil-
ligung, haben sowohl Anspruch auf Unterbringung als 
auch auf Unterstützung. Diejenigen, deren Aufenthalts-
bewilligung von der Bedingung abhängt, sich selbst ver-
sorgen zu können und keinen Anspruch auf öffentliche 
Mittel zu haben, haben keine Ansprüche. Jedenfalls ist 
es nicht willkürlich, einen dringenden Bedarf der Bf. 
zu verneinen, wenn diese Entscheidung ausschließlich 
auf der Zugehörigkeit ihres Sohnes zu ihrem Haushalt 
beruht, dessen Einreise nur einige Monate vor der Stel-
lung des Unterstützungsantrages durch die Bf. und nur 
unter der ausdrücklichen Bedingung gewährt wurde, 
keinen Anspruch auf öffentliche Mittel zu haben. Indem 

sie ihren Sohn in vollem Bewusstsein dieser Bedingung 
nach Großbritannien brachte, zeigte sie sich damit ein-
verstanden. 

Die Gesetzgebung verfolgt ein legitimes Ziel, näm-
lich die faire Verteilung einer knappen Ressource unter 
verschiedenen Kategorien von Anspruchsberechtigten. 
Die Bf. war zu keinem Zeitpunkt tatsächlich obdach-
los. Bei einer Feststellung eines dringenden Bedarfs 
wäre die Bf. sehr wahrscheinlich in einer vorübergehen-
den Unterkunft untergebracht worden, möglicherweise 
ebenfalls im privaten Bereich. Die private Mietwohnung 
der Bf. hätte auch im Falle der Feststellung eines drin-
genden Bedarfs außerhalb des Bezirks Southwark lie-
gen können. Die Bf. zog aufgrund eines Angebots einer 
Sozialwohnung 17 Monate später wieder zurück nach 
South wark, was auch innerhalb des Zeitraums einer 
Zuweisung bei einem dringenden Bedarf liegt. 

Unter diesen Umständen bewertet der GH die unter-
schiedliche Behandlung der Bf. aufgrund des Erforder-
nisses der möglichst fairen Verteilung knapp bemes-
sener Sozialwohnungen in Großbritannien und der 
Rechtmäßigkeit der Berücksichtigung des Aufenthalts-
status im Rahmen einer Zuweisung als begründet und 
objektiv gerechtfertigt. Die Auswirkung der unterschied-
lichen Behandlung war daher nicht unverhältnismäßig 
zum verfolgten legitimen Ziel. 

Es ist somit keine Verletzung von Art. 14 iVm. Art. 8 
EMRK festzustellen (einstimmig).


